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Chronik des Bundestages 
— vom 22. bis 24. Oktober 1975 — 

Verabschiedete Gesetze 

Datum Gegenstand Abstimmung 

24.10.1975 2. und 3. Beratung des Gesetzes zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften (Behandlung Radi- 
kaler im öffentlichen Dienst) 

2. Beratung des Bundesratsentwurfs zur Änderung 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes (Regelung der 
gleichen Materie durch Übernahme der Vereinba- 
rung der Regierungschefs der Länder vom 
28. 1. 1972 „Radikalen-Erlaß" in ein Gesetz bei 
Gewährung aller rechtsstaatlichen Garantien für 
die Betroffenen) 
Zur Geschäftsordnung um obige Beratung 
CDU/CSU forderte ganztägige Beratung dieses 
Gesetzentwurfs, bleibt aber bis Dienstagmittag 
dieser Woche ohne Antwort der Koalition. Diens- 
tag Festsetzung der gewünschten Debatte auf Frei- 
tag, 24. 10., nachdem zahlreiche Termine für eben 
diesen Freitag in den Wahlkreisen festgelegt sind. 

CDU/CSU beantragt Behandlung des Gesetzes 
am Donnerstag 
CDU/CSU widerlegt dies mit verbindlichen Aus- 
künften aus den Ausschüssen — ohne Erfolg! 
Opposition muß die Schlacht durchstehen mit rund 
40 terminbedingten Absenten! 

24.10. Verabschiedung des Gesetzes zum Übereinkom- 
men über sichere Container 
Verabschiedung des Gesetzes zum Abkommen mit 
der Republik der Philippinen über Luftverkehr 

22.10. 

mit 242/12 
gegen 196/6 
der CDU/CSU 
angenommen 
mit den 
Stimmen der 
Koalition 
gegen die 
CDU/CSU in 
2. Lesung 
abgelehnt 

Ablehnung 
durch Koalition 
Begründung: 
Ausschüsse 
müssen 
„Artikel- 
gesetz" 
beraten 

einstimmig 
angenommen 
einstimmig 
angenommen 


